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geforderung an die Versicherungsnehme-

rin gezahlt habe und dass die Mitversiche-

rer entsprechend ihrer Beteiligung gezahlt 

hätten. Ferner hat sie rechtlich einge-

wandt, die Klägerin sei nicht berechtigt, 

die auf die Mitversicherer nach § 86 VVG 

übergegangenen Ansprüche im eigenen 

Namen geltend zu machen. Nach Hinweis 

des Schifffahrtsgerichts, dass die Anlagen 

keine Zahlungen seitens der Versicherung 

belegten, hat die Klägerin ihren Vortrag 

dahingehend ergänzt, dass die belegten 

Zahlungen durch den Versicherungsmak-

ler erfolgt seien. Dieser habe Vorauszah-

lungen in Höhe der Klageforderung ge-

leistet und die Beträge anschließend von 

den beteiligten Versicherern kollektiert. 

Dazu hat sie die Bestätigung des Versiche-

rungsmaklers vorgelegt. Dem ist die Be-

klagte nicht mehr entgegengetreten. Ihr 

Einwand in der Berufung, die Klägerin ha-

be bis heute nicht vorgetragen, wer wann 

an wen welche Zahlung geleistet habe, 

geht vor diesem Hintergrund fehl. Die Klä-

gerin hat durch die Zahlungsbelege und 

die Zahlungsmitteilungen des von allen 

Versicherern gemäß der Police eingesetz-

ten Versicherungsmaklers X dargelegt, 

dass Entschädigungszahlungen durch den 

Versicherungsmakler auf den Kaskoscha-

den in einer anerkannten Gesamthöhe 

von 1.758.261,00 € an die H bzw. die Ree-

derei J, die auf Schiffsseite in die Abwick-

lung des Schadensfalls eingeschaltet war, 

geleistet wurden. Die beteiligten Versiche-

rer haben die Beträge dem Makler erstat-

tet. Die Klägerin hat durch die Versiche-

rungspolice dargelegt, dass sie mit 37,5 % 

die führende Versicherung ist und im wel-

chem Umfang die anderen Versicherer be-

teiligt sind. Es ist nicht ersichtlich und 

auch fernliegend, dass die Klägerin oder 

die anderen Versicherer einen über ihren 

Anteil hinausgehenden oder darunterlie-

genden Anteil am anerkannten Gesamt-

schaden erstattet haben. Vielmehr ist da-

von auszugehen, dass grundsätzlich bei 

Mitversicherungen der Regressansprüche 

pro rata der Beteiligung an die beteiligten 

Versicherer übergeht (vgl. auch Enge/

Schwampe, Transportversicherung, 4. 

Aufl., S. 122 f.).

Insofern liegt der Fall auch anders als in 

dem von der Beklagten in Bezug genom-

menen Beschluss des Rheinschifffahrts-

obergerichts Karlsruhe vom 12.01.2022, 22 
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f. (ZfB 2023, Sammlung Seite 2803 ff). Dort 

fehlten nach dem im Beschluss wiederge-

gebenen Sachverhalt trotz der Rüge der 

Beklagten jegliche Angaben der Kläger -

seite dazu, wann und durch welchen Versi-

cherer Zahlungen erfolgt sind. Demgegen-

über hat die Klägerin hier – wie ausgeführt 

– dargelegt und durch die Anlage unter-

mauert, dass Zahlungen an die Geschä-

digte durch den Versicherungsmakler ver-

auslagt wurden und die Beträge entspre-

chend der Versicherungsbeteiligung von 

diesem bei den Versicherern eingezogen 

wurden. Daraus ergibt sich, in welcher 

Weise der jeweilige Versicherer die Forde-

rung nach § 86 VVG erworben hat.

b) Aktivlegitimation der Klägerin bezüg-

lich Nutzungsausfallschaden – Anschluss-

berufung

Entgegen der Auffassung des Schiff-

fahrtsgerichts hat die Klägerin schon mit 

der erstinstanzlich vorgelegten Zahlungs-

ankündigung des Versicherungsmaklers 

X an die Reederei J über die Zahlung von 

40.000 € an die Ausrüsterin verbunden 

mit dem Vermerk der Klägerin »aner-

kannt« auf dem Schreiben des Maklers 

vom 26.05.2016 ausreichend dargelegt, 

dass die Klägerin 40.000,- € auf den Nut-

zungsausfall der Ausrüsterin gezahlt hat. 

Sie war zur Zahlung dieses Höchstbetra-

ges auch nach dem Versicherungsvertrag 

zu 100 % verpflichtet. Insoweit trat keine 

Mitversicherung ein.

Die Zahlung und damit der Übergang des 

Anspruchs nach § 86 VVG ergibt sich aber 

spätestens durch die nunmehr mit der Be-

rufungsbegründung vorgelegten Anla-

gen, aus denen hervorgeht, dass die Klä-

gerin u.a. die in der Aufstellung des Versi-

cherungsmaklers unter Ziffer 90 aufge-

führte Zahlung von 40.000 €, an den Versi-

cherungsmakler unter dem 18.07.2016 er-

stattet hat. Dass es sich dabei um dieselbe 

Position handelt, ergibt sich aus dem Be-

trag und der Schadensnummer, die auch 

in der Anlage genannt sind. Dem ist die 

Beklagte in der Berufungserwiderung nur 

rechtlich entgegengetreten. In der Sache 

liegt kein Bestreiten vor, so dass sie Zah-

lung als unstreitig anzusehen ist. Die An-

schlussberufung der Klägerin hat damit in 

der Sache Erfolg. Der Zinsanspruch ist be-

gründet aus Verzug, §§ 286, 288 BGB …

Sofern etwaige Schäden nicht beim Aus-

rüster, sondern beim Eigentümer des 

Schiffes eingetreten sein sollten, wäre der 

Ausrüster zudem nach den Grundsätzen 

der Drittschadensliquidation berechtigt, 

den Schaden des Eigentümers zu liquidie-

ren. Dies ist für den Fall anerkannt, dass 

derjenige, der die vertragliche Pflicht zur 

Obhut und Fürsorge über eine ihm zur Ver-

fügung gestellte Sache übernommen hat, 

seinem Vertragspartner gegenüber aus ei-

ner Verletzung der Obhutspflicht auch 

dann zum Schadensersatz verpflichtet sein 

soll, wenn die in Obhut genommene Sache 

einem Dritten gehört (BGH, Urteil vom 

29.03.2001, I ZR 312/98, juris Rn. 20). Der 

Schädiger soll aus der zufälligen Scha-

densverlagerung aufgrund der vertragli-

chen Gestaltung keinen Vorteil ziehen kön-

nen. Hier hat die Beklagte aufgrund des 

mit der Ausrüsterin geschlossenen Werk-

vertrages Obhuts- und Fürsorgepflichten 

für das zu bearbeitende Werk (Schiff) über-

nommen, auch wenn diese beim Werftauf-

enthalt auch bei der Schiffsführung ver-

bleiben, weil die Schiffsbesatzung beim 

Werftaufenthalt an Bord ist. Die Ausrüste-

rin als Vertragsgläubigerin ist wiederum 

mit der Eigentümerin aufgrund des Aus-

rüstervertrages verbunden. In diesen Fäl-

len ist die Ausrüsterin aufgrund der nur in 

ihrem Verhältnis von der Beklagten ver-

traglich übernommenen Fürsorgepflichten 

berechtigt, die Schadensliquidation im In-

teresse des Eigentümers durchzuführen, 

vgl. BGH, a.a.O. Rn. 22. Insofern ist davon 

auszugehen, dass die Klägerin und die be-

teiligten Versicherer berechtigterweise an 

die Ausrüsterin gezahlt haben und deren 

Anspruch gem. § 86 VVG auf die Klägerin 

und die anderen Versicherer entsprechend 

ihrer Versicherungsquote übergegangen 

ist.

d) Dem Schifffahrtgericht ist auch darin zu 

folgen, dass sich aus der Klausel in Ziff. 

30.5. der AVB Flusskasko (2008) eine Er-

mächtigung der Klägerin ergibt, die Re-

gressansprüche der Mitversicherer im ei-

genen Namen im Wege der gewillkürten 

Prozessstandschaft geltend zu machen.

Ziff. 30.5 der AVB Flusskasko spricht zwar 

davon, dass der führende Versicherer von 

den Mitversicherten bevollmächtigt ist, 

Rechtsstreitigkeiten in ihrem Namen zu 

führen, was darauf hindeuten könnte, dass 

die Berechtigung des führenden Versiche-

rers sich nur darauf bezieht, die Rechte der 

anderen Versicherer in deren Namen gel-

tend zu machen. Dieser streng am Wort 

»bevollmächtigt« angelehnten Auslegung 

hat der Bundesgerichtshof in der Entschei-

dung vom 07.06.2001, I ZR 49/99, juris, be-

treffend eine etwas anders formulierte 

Klausel aber zu Recht eine Absage erteilt.

Der BGH hat dabei maßgeblich auf den 

Sinn und Zweck einer Führungsklausel ab-

gestellt, der darin bestehe, die auf einer 

Beteiligung mehrerer Versicherer beru-

henden Schwierigkeiten bei der Handha-

bung des Versicherungsvertrages für alle 

Beteiligten zu vereinfachen (BGH, a.a.O., 

Rn. 29 m.w.N.). Zudem hat es auf die dor-

tige Bedingung des Versicherungsvertra-

ges abgestellt, nach der die mitbeteiligten 

Versicherungsgesellschaften sich bereit er-

klärt haben, von vornherein alle Scha-

densregulierungen sowie sonstige Maß-

nahmen und Vereinbarungen, die die füh-

rende Gesellschaft trifft, für sie verbindlich 

anzuerkennen und im Fall eines Handelns 

in Stellvertretung für die Mitversicherer ei-

ne solche Vertragserklärung überflüssig 

gewesen wäre (BGH, a.a.O. Rn. 30). Eine 

entsprechende Regelung zur Verbindlich-

keit enthält auch Ziff. 30.2. der hier maß-

geblichen Kaskobedingungen. Danach 

sind die vom führenden Versicherer mit 

dem Versicherungsnehmer getroffenen 

Vereinbarungen mit Ausnahme von Sum-

menerhöhungen und Änderungen der 

Kündigungsbestimmungen für die Mitver-

sicherer verbindlich. Das gleiche gilt nach 

Ziff. 30.2 Satz 2 für die Schadensregulie-

rung und die Regressführung. Gem. 30.5. 
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